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Der Bundestag hat sich am Donnerstag, 25. Juni 2026, erstmals mit einem Antrag der AfD-
Fraktion zur Einsetzung einer Enquete-Kommission „Stand der Meinungsfreiheit in
Deutschland und Europa“ (21/6651(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) befasst. Im
Anschluss an die 20-minütige Aussprache wurde die Vorlage zur weiteren Beratung an den
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung überwiesen.

Aufgabenbereich der Kommission
Der Aufgabenbereich der Kommission umfasst dem Antrag zufolge 34 Fragen. Unter anderem solle
die Kommission herausfinden, welche Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen vor dem
Hintergrund von Verfassungsgerichtsurteilen zur Meinungs- und Versammlungsfreiheit für die
deutsche Politik abgeleitet werden sollten. Ziel der Kommission solle es sein, unterschiedliche
Dimensionen von Meinungsfreiheit „zu operationalisieren, um normativ aufgeladene Debatten
empirisch prüfbar zu machen“.

 Im Vordergrund sieht die Fraktion dabei den Zusammenhang des Wertes der Meinungsfreiheit und
einer Kultur der Verantwortung für das eigene Handeln und die „korrespondierende
Wechselwirkung mit dem schrumpfenden Institutionenvertrauen“. Es gehe um das „Erkennen
weitreichender Grundmuster mit dem Ziel der Stabilisierung unseres demokratischen Systems –
nicht um kollektive oder individuelle Vorverurteilung einzelner Personen oder Institutionen“.

„Selbstinszenierung überforderter Eliten“
Das Misstrauen „immer größer werdender Teile der Bevölkerung“ sei nicht Folge irrationaler
Ängste, sondern Reaktion auf eine Ordnung, „die einzig dadurch Bestand hat, dass sie Kritik
pathologisiert und Alternativen moralisch ächtet“. Dieses System stolpere nicht über seine Gegner,
sondern über seine eigene „Selbstinszenierung überforderter selbstreferenzieller Eliten“, heißt es in
dem Antrag.

Die Kommission soll sich nach dem Willen der Fraktion aus 16 Abgeordneten (fünf von der
CDU/CSU, vier von der AfD, drei von der SPD und je zwei von den Grünen und der Linken) sowie 16
Sachverständigen zusammensetzen. Sie solle sich im dritten Quartal dieses Jahres konstituieren und
ihren Abschlussbericht rechtzeitig vor dem Ende der Wahlperiode vorlegen, damit er noch im
Bundestag beraten werden kann. (vom/25.06.2026)
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